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INFO 
Mit Namen gezeichnete Artikel geben die persönliche Meinung des Verfassers wieder. Nachdruck ullei Beiträge 
nur nach Rücksprache mit der Redaktion. „Der Gründungsausschuß für die Universität Oldenburg, das Konzil und 
der Senat der Universität Oldenburg haben einstimmig beschlossen, daß die Universität Oldenburg den Namen 
Carl-von-Ossietzky-Universität führt. Die Universität bedauert, daß ihr die offizielle Führung dieses Namens 
bisher nicht gestattet ist." 

Kapazitätsabbau in der Lehrerausbildung 

Sprach- und ges(ch)ichtslose Universität? 
Pläne des Wissenschaftsministers treffen Lebensnerv der Hochschule - Germanistik, Geschichte, 
Russisch, Sozialkunde und Geographie im Gymnasial- und Realschulbereich betroffen 
„Wir stehen vor der wahrscheinlich schwierigsten Situation seit 
Bestehen der Universität." Mit diesen Worten kommentierte Präsi­
dent Dr. Horst /.Hießen die Pläne des Niedersächsischen Wissen­
schaftsministers zur Reduzierung der Ausbildungskapazität für die 
Lehramtsstudiengänge im Real- und Gymnasialbereich. Danach 
sollen an der Universität Oldenburg im Gymnasialbereich die Stu­
diengänge Deutsch, Geschichte, Sozialkunde und Russisch und im 
Realschullehrerbereich die Studiengänge Deutsch, Geschichte, 
Erdkunde und Sozialkunde fallen. Dazu erklärte der Präsident, die 
Hochschule müsse sich mit allen ihr zur Verfügung stehenden 
Kräften wehren. Gleichzeitig seien die Repräsentanten der gesam­
ten Region aufgefordert, ihren Einfluß geltend zu machen, um einen 
Plan zu verhindern, der den Lebensnerv der Universität träfe. Wer 
die Auseinandersetzung mit der eigenen Sprache und der Geschich­
te in Forschung und Lehre nahezu unterbinde, wolle offensichtlich 
- abgesehen von der Verringerung der Bildungschancen für die 
junge Generation - die Universität als ein Zentrum des kulturellen 
Lebens der Region vernichten. Wörtlich sagte /.Hießen: „Wir haben 
nicht die Phantasie gehabt, um uns vorstellen zu können, daß die 
Landesregierung ernsthaft solche Pläne verfolgt." 

Nachdrücklich betonte Zilleßen, daß 
die Rücknahme dieser Pläne in der 

Gert Ueding 
Nachfolger von 
Walther Jens 
Professor Dr. 
Gert Ueding, 
seit 1974 an der 
Universität Ol­
denburg lehren­
der Literatur­
wissenschaftler, 
hat einen Ruf für Allgemeine Rhe­
torik an der Universität Tübingen 
erhalten, Ueding soll Nachfolger 
von Walter Jens werden,, der aus 
Krankheitsgründen voraussicht­
lich seinen Lehrstuhl vorzeitig 
freigibt. 
Der gebürtige Schlesier studierte 
-nach seinem Abitur im Jahre 1964-
an den Universitäten Köln und 
Tübingen Germanistik, Philoso­
phie, Rhetorik und Kunstge­
schichte. Bereits 1968 wurde er 
wissenschaftlicher Mitarbeiter 
und persönlicher Assistent von 
Ernst Bloch am Philosophischen 
Seminar in Tübingen. Nach seiner 
Promotion wechselte Ueding 1970 
als Assistent an das von Hans 
Mayer geleitete Seminar für Deut­
sche Literatur und Sprache in 
Hannover über, wo er auch 
1973 habilitierte. 1974 nahm er 
nach einer kurzen Gastprofessur 
an der Universität Hamburg den 
Ruf an die Universität Oldenburg 
als Professor für Neuere Deutsche 
Literaturwissenschaft mit dem 
Schwerpunkt Literatursoziologie 
an. Det Schwerpunkt seiner zahl­
losen wissenschaftlichen Veröf­
fentlichungen liegt im Bereich der 
Literatur des 18. und 19. Jahrhun­
derts. Außerdem hat sich Gert 
Ueding als Kritiker zeitgenössi­
scher Literatur bundesweit einen 
Namen gemacht. Ausdruck dafür 
ist u.a. die Berufung in zahlreiche 
Literaturpreisjurys. 

Hochschulpolitik nun absolute Prio­
rität genießen müßte. Die Liquidie­
rung der Studiengänge könnte auch 
unter keinen Umständen durch zum 
Teil versprochene oder in Aussicht 
gestellte neue Studiengänge wie 
Rechtswissenschaft, Informatik und 
Lebensmittelchemie kompensiert 
werden. 
Die Universität sei stets davon ausge­
gangen, daß diese Studiengänge ein 
zusätzliches Angebot zu den vorhan­
denen darstellen müßten. Andere 
Neugründungen aus den 70er Jahren 
mit nicht einmal der Hälfte der Stu­
denten - wie z.B. die Universität 
Bamberg - verfügten über mehr Stu­
diengänge als die Universität Olden­
burg. Ein differenziertes Fächerange­
bot sei die Grundbedingung für Aus­
bildungsmöglichkeiten, die erst ein 
Mindestmaß an Chancengleichheit 
für die Jugend dieses Raumes sicher­
stellen. Zilleßen dazu wörtlich: 
„Wir mußten uns natürlich wie ande­
re Hochschulen auch darauf einstel­
len, daß im gesamten Lehramtsbe­
reich Kapizitäten abgebaut werden. 
Dies war für uns aber immer eine 
Frage der Quantität und nicht der 
Qualität, d.h. der Vernichtung gan­
zer Fächer." 

Man müsse sich fragen, welcher Bil­
dungsbegriff hinter einer solchen Po­
litik stehe. Gerade CDU-Politiker 
beriefen sich mit Recht auf die große 
Tradition der deutschen Universitä­
ten und ihrer humanistischen Ausbil­
dung. Die jetzigen Pläne zur Schaf­
fung einer „sprach- und geschichts-
losen Universität" schlügen dieser 
Tradition ins Gesicht, 

Darüber hinaus gehörten Germani­
stik und Geschichte zu den Fächern 
an der Universität Oldenburg, deren 
Forschung weit über die Region hin­
aus Anerkennung gefunden hätten. 
Mit dem Fach Geschichte entfiele zu­
dem der Forschungsschwerpunkt 
Regionalgeschichte, der ein wichtiges 
Bindeglied zwischen Region und 
Universität geworden sei. Gleichzei­
tig betonte Zilleßen, daß auch die Fä­
cher Russisch, Sozialkunde und Geo­
graphie nicht zur Disposition stehen 

dürften. Sie seien angesichts des oh­
nehin nicht sehr differenzierten Stu­
dienangebots an der Universität Ol­
denburg außerordentlich wichtig und 
notwendig. Russisch sei schließlich 
eine von nur zwei Sprachen, die an 
der Universität gelehrt würden. 
Auch wenn an anderen Universitäten 
Studiengänge eingestellt werden, so 
sieht die Kabinettsvorlage des Wis­
senschaftsministers zweifellos die 
weitestreichenden Eingriffe ins fach­
wissenschaftliche Spektrum bei der 
Universität Oldenburg vor. Zwar 
wurden an der Universität Hannover 
insgesamt zwölf Studiengänge im 
Gymnasial- und Realschulbereich 
gestrichen, doch bleiben die Fächer 
im Kern für das Studium als Zweit­
fach erhalten. 

Insgesamt möchte die Landesregie­
rung die Kapazität im Gymnasialbe­
reich von 2100 auf 1000 Studienplät­
ze jährlich reduzieren, im Realschul­
bereich auf 500. 
Was mit dem wissenschaftlichen Per­
sonal in den aufgehobenen Studien­
gängen geschehen soll, ist im Detail 
noch nicht geklärt. Dazu heißt es in 
der Kabinettsvorlage lediglich: „Die 
heute der Lehrerausbildung zur Ver­
fügung stehenden Stellen sollen bei 
Freiwerden nach Maßgabe des Be­
darfs zu anderen Studiengängen ver­
lagert werden, soweit dies nach die­
sem Konzept möglich ist. Soweit 
Stellen in der Lehrerausbildung nicht 
mehr benötigt werden, sieht das Kon­
zept den Einsatz des von der Schlie­
ßung von Teilstudiengängen im Rah­
men von Dienstleistungen für andere 
Studiengänge sowie für Lehraufga­
ben im Bereich von Weiterbildungs­
studiengängen für Lehrer vor. Es 
kommt aber auch im Einzelfall 
durchaus in Betracht, dieses Personal 
ggfs. an Hochschulstandorte, an de­
nen nicht geschlossene Teilstudien­
gänge einer personellen Verstärkung 
bedürfen, zu gegebener Zeit zu ver­
setzen." 

Mit ihren neuesten Plänen will die 
Landesregierung offensichtlich zwei 
Fliegen mit einer Klappe schlagen. 
Zum einen soll durch die Liquidie­
rung der Studiengänge unmittelbar 
wissenschaftliches Personal einge­
spart und damit der öffentliche 
Haushalt entlastet werden. Zum an­
deren möchte die Landesregierung 
durch diese Politik aber auch errei­
chen, daß das Studium an einer 
Hochschule für immer mehr ange­
hende Studenten unattraktiver wird. 
Denn durch die gezielte Liquidierung 
bestimmter Studiengänge an ver­
schiedenen Hochschulstandorten 
werden die Kombinationsmöglich­
keiten für Studenten erheblich ver­
ringert, was dazu führen wird, daß 
Studenten noch weniger die Chance 
haben, ihren Neigungen entspre­
chend ein Studium aufzunehmen. 

In einer ersten Erklärung haben sich 
die Professoren und wissenschaftli­
chen Mitarbeiter des Faches Germa­
nistik an die Öffentlichkeit gewandt 
und u.a. erklärt: „Da es keine Univer­
sitäten ohne Germanistik gibt, würde 
die Amputation der Oldenburger 

Rückfall in den 
Wissenschaftsprovinzialismus 
Joachim Dyck und Gert Ueding 

Auf die Frage: „ Warum und zu wel­
chem Ende studiert man Germani­
stik?" hatten die Bildungsreformer 
bisher eine schnelle Antwort parat: 
„ Um Deutschlehrer zu werden". So 
scheint es nur konsequent, wenn ei­
ne Germanistik, die sich nur noch 
an den Bedürfnissen der Schule zu 
orientieren hatte, angesichts der 
drastischen Lehrerarbeitslosigkeit 
nun zurechtgestutzt oder ganz aus 
dem Fächerkanon einiger Universi­
täten entfernt wird: Die program­
matische Bindung der Universität 
Oldenburg und anderer Neugrün­
dungen an die Schule legitimiert 
den Ministerien heute ihre Wün­
sche nach einer technischen Lösung 
eines bedrohlichen Problems. 
Zudem ist die einphasige Lehrer­
ausbildung. die einst den Anspruch 
dieser Hochschule als Reforminsti­
tution begründete, ausgelaufen: 
Der Pioniergeist muß sich nun mit 
der Elle des allgemeinen Geistes, 
muß sich an der Attraktivität der 
Angebote und der Qualität von 
Lehre und Forschung messen las­
sen. 

Im Fach Germanistik hat aber ge­
rade zu diesem Zeitpunkt eine zu­
kunftsreiche Entwicklung begon­
nen. Mit der Besetzung des Lehr­
stuhls für Literaturtheorie bekam 
die Rhetorikforschung einen 
Schwerpunkt in Oldenburg, milder 
Freigabe einer Professurfür mittel­
alterliche deutsche Sprache und Li­
teratur wird eine lange klaffende 
Lücke im literaturhistorjschen 
Spektrum geschlossen. Der deut­
schen Literatur- und Sprachwissen­
schaft kommt ungewollter Weise 
eine Schlüsselstellung in den Gei­
steswissenschaften zu: Denn im Ka­
non der notwendigen Disziplinen 
fehlt die Altphilologie, die Romani­
stik und eine ausgebaute Philoso­
phie: Die Germanistik muß sich fä­
cherübergreifend orien tieren und 
komparatistische Fragestellungen 
in der Ausbildung besonders be­
rücksichtigen. 

Der Wegfall der Germanistik be­
deutet nicht nur einen Rückfall in 

einen Wissenschaftsprovinzialis­
mus. so als könne man ausländische 
Literaturen und Sprachen, wie die 
englische, zureichend studieren, 
ohne die Landessprache und ihre 
Literatur angemessen zu berück­
sichtigen. Er bedeutet auch die 
Durchsetzung eines technokrati­
schen Kunstverständnisses, dem es 
möglich erscheint, bildende Kunst. 
Musik und Literatur auf verschie­
dene Universitätsstandpunkte zu 
verteilen und ah Studienbereiche 
zu trennen. 

Wenn also die Germanistik im zu­
künftigen Fächerkanon fehlen soll­
te, dann enthält diese Hochschule 
ihren Studenten nicht nur die Be­
schäftigung mit der nationalen Kul­
turtradition und damit die Möglich­
keit einer kulturellen Identitätsßn-
dung vor. sondern die Sprache die­
ser Universität wird überhaupt auf 
ihr Nutzungsverhältnis reduziert. 
Die Auswirkungen auf den seit 
Jahrhunderten benachteiligten und 
kulturell rückständigen nordwest­
deutschen Landesteil lassen sich 
leicht ausmachen: Direkt durch die 
Oldenburger Germanistik initiierte 

Projekte und Kooperationen 
(Kibum, Zusammenarbeit mit dem 
Theater, Kolloquien) sterben ab, 
der überregionale Wissenschafts­
zusammenhang, der durch For­
schung, Publikationen und auswär­
tige Vorträge hergestellt wird, zer­
fällt. Zerfallen wird auch die inter­
disziplinäre Zusammenarbeit mit 
den verbleibenden Geisteswissen­
schaften, sprich der Anglistik. 

Welcher interessierte und sich 
selbst gegenüber verantwortlich 
handelnde Student würde unter den 
zukünftigen Bedingungen über­
haupt ins Auge fassen, an einer 
Hochschule zu studieren, deren Ar­
mut schon heute sprichwörtlich ist? 
Wenn Germanistik und Geschichte 
als wissenschaftlich begründete Fä­
cher dieser Hochschule entzogen 
werden, sollte man ihr den Namen 
„Universität" gleich mit entziehen. 

Germanistik der Anfang eines vor­
aussehbaren Prozesses sein, der am 
Ende die Gründung der Oldenburger 
Universität und ihre Entwicklung zur 
Volluniversität rückläufig machen 
würde." (siehe auch nebenstehenden 
Kommentar von Prof.Dr. Joachim 
Dyck und Prof. Dr. Gert Ueding). 
Ablehnend zu den Plänen der Lan­
desregierung haben sich auch die 
Stadt Oldenburg, der Deutsche Ge­
werkschaftsbund und der SPD-Un­
terbezirksvorstand geäußert. In der 
SPD-Erklärung heißt es drastisch: 
Derartige Ansichten bedeuten „Aus­
schlachtung statt Ausbau". gh 

Keine Chance 
mehr für Jura? 
Als ein klares Nein zu Jura hat 
Präsident Dr. Horst Zilleßen die 
Aussage des Wissenschaftsministers 
gewertet, an der Universität könne 
Jura nur eingerichtet werden, wenn 
sie die notwendigen 45 Stellen selbst 
erwirtschafte. Dem Minister sei be­
kannt, daß die Oldenburger Hoch­
schule die von allen niedersächsi­
schen Universitäten am schlechte­
sten ausgestattete sei, dies unter kei­
nen Umständen leisten könne. 
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Disziplinarverfahren unverständlich" Neue Kooperationsstelle 
zwischen Uni und DGB 

99 
Nach zweistündiger Diskussion hat 
der Senat in einer einstimmig verab­
schiedeten Resolution die Anweisung 
des Niedersächsischen Wissen­
schaftsministers kritisiert, gegen die 
Regierungsamtmännin Helga Wil­
helmer wegen ihrer Kandidatur für 
die DKP im Jahre 1976 und ihrer 
Mitgliedschaft im Bezirksvorstand 
der Partei disziplinarisch vorzuermit-
teln. Bei der Resolution handelt es 
sich um einen Text, der in sehr mühe­
vollen Verhandlungen zustandekam 
und, wie es heißt, die Grenzen der 
Kompromißbereitschaft der Hoch­
schullehrergruppe „Demokratische 
Hochschule" einerseits und die der 
linken Gruppierungen andererseits 
erreichte. Der Beschluß im Wortlaut: 
„Der Senat der Universität Olden­
burg hat seine große Sorge über die 
Absicht der Niedersächsischen Lan­
desregierung zum Ausdruck ge­
bracht, gegen Beamte und Angestell­
te, die zum Teil bereits seit langer Zeit 
unbeanstandet an Schulen und 
Hochschulen des Landes tätig sind, 
wegen ihrer Kandidatur auf einer Li­
ste und anderen Aktivitäten für eine 
nicht für verfassungswidrig erklärte 
Partei „disziplinarische Vorermitt­
lungen" einzuleiten. 
Mit der jetzigen Anweisung des Mini­
sters für Wissenschaft und Kunst an 
den Präsidenten, Vorermittlungen 
zur Einleitung eines Disziplinarver­
fahrens gegen Frau Wilhelmer 
durchzuführen, wird auf eine in das 
Jahr 1976 zurückreichende Kandida­
tur zur Kommunalwahl zurückge­
griffen, deretwegen seinerzeit bereits 
eine Untersuchung gegen Frau Wil­
helmer eingeleitet worden war, die 
jedoch eingestellt worden ist. 
Die erneute Aufnahme des Verfah­
rens gegen Frau Wilhelmer veranlaßt 
den Senat der Universität Oldenburg 
zu folgender Stellungnahme: 
Frau Wilhelmer ist seit der Universi­
tätsgründung an unserer Hochschule 
tätig. Ihre Arbeit in der Hochschul­

verwaltung gibt keinen Anlaß für dis­
ziplinarische Maßnahmen. 
Wir halten disziplinarische Maßnah­
men gegen Beamte und Angestellte, 
denen ihre Kandidatur und andere 
Aktivitäten für eine nicht für verfas­
sungswidrig erklärte Partei vorge­
worfen wird, nach wie vor für verfas­
sungsrechtlich bedenklich. Insbeson­
dere bleibt unverständlich, warum 
ein 1977 offenbar von der Nieder­
sächsischen Landesregierung selbst 
aufgrund ihrer eigenen Rechtsauffas­
sung eingestelltes Überprüfungsver­
fahren jetzt wieder aufgegriffen wird. 
Zugleich möchten wir auf die politi­
schen Folgen hinweisen: 
In einer Demokratie trifft die Frage, 
ob Personen wegen bestimmter poli­
tischer Überzeugungen oder Hand­
lungen vom öffentlichen Dienst fern­
gehalten werden sollen, einen äußerst 
empfindlichen Zusammenhang. An 
der Handhabung dieser Frage wird -
besonders in der Jugend und im Aus­
land - die Glaubwürdigkeit und Sta­
bilität der Demokratie in der Bun­
desrepublik gemessen. Deshalb sollte 
in solchen Fällen der Grundsatz gel­
ten, daß die Grundrechte der Betrof­
fenen aufs äußerste respektiert und 
sämtliche Argumente, die gegen eine 
berufliche Einschränkung sprechen, 
berücksichtigt werden müssen. Eine 
strikte Einhaltung dieser rechtlichen 
Schutzwürdigkeit des Einzelnen ist 
gerade denjenigen wichtig, die mit 
den politischen Zielen der DKP nicht 
übereinstimmen. Denn es ist zu be­
fürchten, daß die notwendige politi­
sche Auseinandersetzung mit der 
DKP durch solche Maßnahmen er­
heblich erschwert wird. Unter demo­
kratischen Bedingungen kann und 
darf diese nur mit politischen, nicht 
mit disziplinarischen Mitteln erfol­
gen. 

Für die Disziplinarverfahren gegen 
Frau Dr. Fleßner, Frau Droge und 
Frau Wilhelmer können wir nach 
diesem Grundsatz die Rechtfertigung 

nicht erkennen. Die Betroffenen sind 
seit Jahren an der Hochschule tätig 
und haben aus ihrem Eintreten für 
die DKP nie Hehl gemacht. Daß eine 
Kandidatur zur Kommunalwahl nun 
- anscheinend schematisch - ein Dis­
ziplinarverfahren auslösen soll, hal­
ten wir für unverständlich. Wir bit­
ten, die Absicht zu revidieren. 

Mit 1.887.550 DM fördert das Bun­
desministerium für Bildung und Wis­
senschaft das Forschungsvorhaben 
„Regionale Öffnung der Hochschul­
forschung für Arbeitnehmerproble­
me durch Kooperationsstellen - Un­
tersuchung der Möglichkeiten einer 

ZpB befürchtet Chaos 
Lösungen zur Sicherung und Koordi­
nation der schulpraktischen Ausbil­
dung in den ein- und zweiphasigen 
Studiengängen stehen weiterhin aus. 
Das bildungspolitische „Schwarzer-
Peter-Spiel", das der Universität 
durch das Ministerium für Wissen­
schaft und Kunst im Zusammenhang 
mit den Stellenstreichungen aufge­
zwungen wurde, schlägt zu Lasten 
der betroffenen Studierenden und 
der Mitarbeiter im Zentrum für päd­
agogische Berufspraxis (ZpB) inzwi­
schen voll durch. 
Die Studenten, die sich im Rahmen 
der ELAB zum unterrichtsprakti­
schen Halbjahr ab 1. August 1983 
angemeldet haben, warten seit Be­
ginn des Semesters auf einen ersten 
Zuordnungsvorschlag. Obwohl die­
ser noch aussteht, hat das ZpB auf 
Bitten des ELAB-Personalrats die 
betroffenen Studierenden zur übli­
chen zweiten Informationsveranstal­
tung am Freitag, 19. November, 
14.00 Uhr, Hörsaal F, eingeladen. 
Für die Studierenden der zweiphasi­
gen Lehrerausbildung ist derzeit 
noch völlig offen, ob und inwieweit 
die notwendige Zuweisung von Pra­
xisplätzen für das allgemeine Schul­
praktikum bzw. das Fachpraktikum 
personell gesichert werden kann. 
Aus etlichen Veranstaltungen und 
von vielen betroffenen Studierenden 
liegen zur Zeit noch keine endgülti­
gen Anmeldungen vor. Als allerletz-
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ter Anmeldetermin kommt - so das 
ZpB - nur der 30. November in Frage 
(Ausschlußfrist). 

Metapher des Kindes 
Professor Dr. Hermann Helmers, 
Hochschullehrer im Fachbereich 2, 
hält am Freitag, 26. November, 14.00 
bis 16.00 Uhr, im Rahmen des 
sprachwissenschaftlichen Kolloqui­
ums einen Vortrag zum Thema „Die 
Metapher in der Sprachentwicklung 
des Kindes". Der Vortrag ist im Ver­
fügungsgebäude, Raum 406. 

Ed-Kröger-Trio im 
Kammermusiksaal 
Ed Kroger, Nebenamtliche Lehrkraft 
für Klavier im Fachbereich 2 „Kom­
munikation/Ästhetik", gibt am Mitt­
woch, 8. Dezember, 20.00 Uhr, mit 
seinem Trio ein Modern-Jazz-Kon-
zert im Kammermusiksaal. 

Kartensammlung 
im neuen Raum 
In der Darstellung der Universitäts­
bibliothek im letzten uni-info treffen 
für den Saal 6 die Angaben nicht 
mehr zu. Die Kartensammlung befin­
det sich jetzt im Raum B 231 (Tel. 
2274). Die Öffnungszeiten sind mon­
tags bis freitags von 9.30- 12.00 Uhr. 

c o l l e c t * « B u c h h a n d l u n g 
Donnerschweerstraße 12 
Telefon (CW4D87449 
2900 Oldenburg 

kontinuierlichen Zusammenarbeit 
zwischen Hochschulen und Gewerk­
schaften". Seinen niedersächsischen 
„Stammsitz" wird dieses Forschungs­
vorhaben im Gewerkschaftshaus an 
der Kaiserstraße in Oldenburg ha­
ben. Dort richteten die Universität 
Oldenburg und der DGB-Landesbe­
zirk Niedersachsen eine gemeinsame 
Kooperationsstelle neu ein. Solche 
Büros gibt es außerdem in Dort­
mund, Hamburg, Kassel und Tü­
bingen. 
Vor dem Senat der Universität wies 
Karl Neumann, stellvertretender 
DGB-Landesbezirksvorsitzender 
von Niedersachsen und Leiter des 
Kooperationsausschusses DGB-Uni­
versität Oldenburg, darauf hin, daß 
beide Seiten gute Erfahrungen mit 
der Zusammenarbeit gemacht hät­
ten, nachdem 1974 eine Koopera­
tionsvereinbarung zwischen beiden 
Partnern abgeschlossen worden sei. 
Manfred Klöpper, der Leiter der neu­
en Einrichtung, verspricht sich durch 
das Projekt eine noch weitergehende 
Effektivierung der Arbeit. Die neuen 
Projekte richten sich besonders auf 
die Probleme der regionalen Arbeits­
marktstruktur, die Umweltprobleme 
am Arbeitsplatz, auf Umweltproble­
me an der Nordsee sowie auf neue 
Technologien und ihre Folgen . 
Dr. Jürgen Weißbach erinnerte an 
die lange Tradition der Zusammen­
arbeit zwischen der Universität und 
den Gewerkschaften in Oldenburg, 
die bereits in den 60er Jahren den 
Austausch zwischen universitärem 
Lehrbetrieb und industriellem Ar­
beitsbereich ermöglicht hätte. 
Eine Kooperation, so betonte Karl 
Neumann, die von gleichberechtigten 
Partnern getragen werde, bedeute da­
bei „nicht ideologische Einflußnah­
me oder Indienstnahme staatlicher 
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